
Öffnet man den Wasser-
hahn, kommt so gut wie
immer sauberes Trink-
wasser aus der Leitung.

Dass das keine Selbstverständ-
lichkeit, sondern Produkt einer
meist ebenso unsichtbaren wie
zuverlässigen Infrastruktur ist,
hat kaum jemand im Kopf. Ein
großer Teil dieser Infrastruktur
wurde in den 1950er und
60er-Jahren erstellt oder zuletzt
grunderneuert. Viele dieser Lei-
tungen haben das Ende ihrer Le-
benszeit erreicht oder sind sanie-
rungsbedürftig. DieWasserwirt-
schaft warnt: Eine Erneuerung
lässt sich vielerorts nicht mehr
aufschieben. „Wir brauchen ein
Update für die Infrastrukturen,
die unter der Straße liegen“, sagt
Karsten Specht, Vizepräsident
des Verbands kommunaler Un-
ternehmen (VKU), dieser Zei-
tung. Dies sei „eine Kernaufgabe
für eine starke wirtschaftliche
Entwicklung“. Und die dürfe
nicht unterschätzt werden.

So kommen die Leitungsnetze
der deutschen Trinkwasserver-
sorgung auf eine Länge von etwa
540 000 Kilometer. Die Abwas-
sernetze sogar auf 590 000 Kilo-
meter. Am Stück würden sie
knapp 30 Mal die Erde umrun-
den. Selbst wenn eine Leitung
oder ein Kanal über eine Dauer
von 100 Jahren genutzt würden,
was laut VKU zumTeil sogar der
Fall sei, müssten die Unterneh-
men jedes Jahr 5400 beziehungs-
weise 5900 Kilometer an Leitun-
gen und Kanälen, also ein Pro-
zent der Gesamtnetze, erneuern.
„Das gibt es nicht zumNulltarif“,
sagt Specht.

Acht Milliarden Euro im Jahr
investiere die Wasserwirtschaft
schon heute in ihre Infrastruk-
tur. Dieser Betrag wird in Zu-
kunft wohl weiter steigen. So ge-
hen 80 Prozent der Trinkwasser-
und 90 Prozent der Abwasserent-
sorger laut einer noch
unveröffentlichten VKU-Umfra-

ge davon aus, dass zukünftig
deutlich höhere Investitionen nö-
tig sein werden. Unter den Un-
ternehmen ist die Sorge groß,
von der Politik alleingelassen zu
werden, sie fordern deswegen
Unterstützung ein. „Wenn es da-
rum geht, mehr Investitionen zu
schultern, braucht es dafür die
notwendige politische Akzep-
tanz und gezielte Förderung“,
sagt Specht.

Denn zu den fälligen Erneue-
rungen komme auch noch die
Anpassung an den Klimawandel
hinzu. Schon vor der Flutkata-
strophe im Juli sei der Umfrage
zufolge den meisten Abwasser-
unternehmen klar gewesen, dass
der Umgang mit Starkregener-
eignissen ihre Arbeit in Zukunft
prägen wird. Zwei Drittel der

Wasserunternehmen gehen
davon aus, dass sie ihre Infra-
struktur noch mehr auf die Stär-
kung der Versorgungssicherheit
und Resilienz ausrichtenmüssen.

Was dafür alles nötig ist, hat
das Bundesumweltministerium
(BMU) in einer „Nationalen
Wasserstrategie“ geschildert, die
Noch-Ministerin Svenja Schulze
(SPD) im Sommer präsentiert
hat. So sollen etwa wasserreiche
und -arme Regionen über einen
Ausbau der Leitungen miteinan-
der verbunden werden. Selbst
neue Talsperren kann Schulze
sich vorstellen.

Die Kosten dafür schätzte das
BMU vorsichtig auf etwa drei
Milliarden Euro im Jahr. Dazu
versprach Schulze, Bund und
Länder würden hierzu etwas bei-
steuern. „Einen Großteil davon
werden auch künftigWasserver-
sorger und Kommunen tragen“,
so die SPD-Politikerin damals.
Was soviel bedeutet wie: Einen
Großteil davon werden die Ver-
braucher tragen, auf die die Kos-
ten umgelegt werden. In einem
Positionspapier warnt der VKU:
„Der bislang gewählte Weg, die
Kosten umweltpolitischer Maß-
nahmen auf dieWasser- und Ab-
wasserkunden umzulegen, muss
ein Ende finden.“

Das hat auch damit zu tun,

dass ein erheblicher Teil der Zu-
satzkosten, der auf die Wasser-
wirtschaft zukommt, von Indus-
trie und Landwirtschaft verur-
sacht wird. Medikamentenrück-
stände, Mikroplastik und andere
Schadstoffe werden zunehmend
zur Herausforderung in Kläran-
lagen. Um kostspielige Ausbau-
ten für sauberes Trinkwasser zu
vermeiden, müsse der Wasser-
kreislauf stärker vor solchen
Kleinstschadstoffen geschützt
werden, heißt es auch in einem
Positionspapier des Bundesver-
bands der Entsorgungs-, Wasser-
und Rohstoffwirtschaft (BDE).

Gängige Kläranlagen reinigen
das Wasser in drei Stufen. Nun
seien aufgrund der vielen neuen
Einträge vierte Stufen nötig.
Weitere Reinigungsstufen wer-
den Experten zufolge allerdings
nicht alle Stoffe, als Beispiel wird
oft Röntgenkontrastmittel ge-
nannt, herausbekommen. Um
Anreize zu schaffen, dass diese
Stoffe gar nicht erst in den Was-
serkreislauf gelangen, fordern
Wasserversorger und Umwelt-
schützer die Politik auf, die Ver-
ursacher anstelle der Verbrau-
cher stärker an den Kosten zu be-
teiligen.

Der Koalitionsvertrag der Am-
pel wird bei diesem Thema be-
merkenswert unkonkret. So be-

grüßen im Grunde genommen
alle Verbände der Wasserwirt-
schaft, dass SPD, Grüne und FDP
ein „Jahrzehnt der Zukunftsin-
vestitionen“ ausgerufen haben.
Die Wasserinfrastruktur wird
dabei sogar explizit aufgeführt,
Unterstützung für die Klimaan-
passung zugesichert. Doch gera-
de was Einträge in den Wasser-
kreislauf angeht, ist lediglich von
einer Novelle der Abwasserabga-
bengesetzes die Rede. Specht
warnt: „Es muss ummehr gehen,
als die zusätzlichen Kosten für
die Vermeidung und Verminde-
rung von Spurenstoffen mittels
einer neuen Abwasserabgabe auf
die Bürgerinnen und Bürger ab-
zuwälzen.“ Der Bundesverband
der Energie- und Wasserwirt-
schaft (BDEW) sieht es ähnlich.
Es sei zwar positiv, dass die
Landwirtschaft bei ihren Nitrat-
einträgen in denWasserkreislauf
wohl stärker in die Pflicht ge-
nommen werden soll. Was die
Novelle der Abwasserabgabe an-
geht, befürchtet man allerdings,
dass die Kosten für vierte Reini-
gungsstufen bei den Verbrau-
chern hängenbleiben. Das könn-
te laut BDEW zu Gebührenstei-
gerungen um 20 Prozent führen.
Geld, das für den Verbraucher
sprichwörtlich den Abfluss hin-
unter geht.

Teure Runderneuerung
Umwelt Tausende von Kilometern an Leitungen und Kanälen müssen in den kommenden Jahren erneuert werden.
Für die Verschmutzungen der Industrie müssen am Ende womöglich alle zahlen. Von Igor Steinle

So viel kostet dasWasser
Die Höhe der Wasserkosten kann in
Deutschland sehr unterschiedlich
ausfallen. Die Preisdifferenzen bei der
Trinkwasserbereitstellung hängen da-
bei von den Rahmenbedingungen vor
Ort ab. Dazu zählen zum Beispiel die
topografischen Gegebenheiten, also
wie flach oder hügelig die Landschaft
ist. Zudem ist wichtig, wieviel Wasser
vor Ort verfügbar ist und wie die Sied-
lungsstruktur aussieht, ob es sich also
um ein ländlich zersiedeltes Gebiet
oder eine urbane Metropolregion han-
delt. Der Verband kommunaler Unter-
nehmen (VKU) schätzt den Bundes-
Durchschnittspreis beim Trinkwasser
jedoch auf etwa 0,2 Cent pro Liter.
Täglich bedeute dies für den Durch-
schnittsbürger Kosten von etwa 30
Cent fürs Trink- und 37 Cent fürs Ab-
wasser. igs

Honduras
Castrowird erste
Präsidentin
Tegucigalpa. Als erste Frau in der
Geschichte des Landes soll die
linksgerichtete Politikerin Xio-
mara Castro am 27. Januar ihr
neues Amt als Präsidentin antre-
ten. Der bisherige Staatschef Juan
Orlando Hernández gratulierte
der 62-Jährigen in einer Anspra-
che zum Sieg gegen Nasry Asfu-
ra von der rechtsgerichteten PN.
Castro forderte alle Bürger zur
Versöhnung auf. Viele Hondura-
ner wandern angesichts von Dro-
genhandel und Bandenkriegen in
die USA aus. dpa

Hintergrund

Erneuerungsarbeiten, Klimawan-
del, Schadstoffe – dass Trinkwas-
ser aufgrund der Aufgaben, die
auf die Wasserversorger zukom-
men, teurer wird, scheint unum-
gänglich. Doch wie hoch der Preis
steigen wird, lässt sich schwer
beantworten. Zu komplex scheint
die Rechnung, zu unterschiedlich
ist die Situation in den Regionen.
Uli Paetzel hat trotzdem den Ver-
such gewagt. Im Gespräch mit
dieser Zeitung skizziert der Vor-
standsvorsitzende von Emscher-
genossenschaft und Lippever-
band, einem für mehr als zwei
Millionen Menschen im Ruhrge-
biet zuständigen Wasserversor-
ger, welche Aufgaben bei ihm ne-
ben den Instandhaltungsarbeiten
anfallen.

Da wäre zum einen der Hoch-
wasserschutz. „Wir haben jetzt
schon ein Schutzniveau, das über
den gesetzlichen Anforderungen
liegt“, sagt er. Er und seine Exper-
ten im Unternehmen sind aller-
dings der Auffassung, dass die
Klimaveränderungen zu weiteren
Starkregen- und Hochwasserer-
eignissen führen werden, sodass
die Vorkehrungen nicht mehr
ausreichen. Die Deiche sollen an
besonders kritischen Stellen er-
höht werden. Zudemmüssen wo-
möglich Auen geschaffen werden,
in denen Hochwasser auslaufen
kann.

Für die angestrebte Anpas-
sungsmaßnahme der „Schwamm-
stadt“ müssen in den Städten zu-
dem Flächen geschaffen werden,
auf denen Wasser natürlich ver-
sickern kann. Paetzels Genossen-
schaft ist im gesamten Ruhrgebiet
außerdem für die temperatursen-
kende Begrünung von Dächern
und Fassaden verantwortlich, ge-
nauso fürs Anpflanzen von Bäu-
men.

Und dann wäre dann noch die
vierte Reinigungsstufe für Kläran-
lagen, mit der Schadstoffe aus
Medizin und Industrie aus dem
Abwasser herausgefiltert werden

sollen. Allein die Emsergenossen-
schaft rechnet in den kommenden
Jahren deswegen mit Investitio-
nen von 400 Millionen Euro -
jährlich. Paetzel geht mit diesen
Zahlen von einer Beitragssteige-
rung von knapp fünf Prozent aus.
„Das bedeutet für eine vierköpfi-
ge Familie eine Gebührenerhö-
hung von einem Euro proMonat“,
sagt er. Das hört sich zwar nach
nicht besonders viel an, der Ma-
nager warnt allerdings vor einer
„Konkurrenz der Klimamehrbe-
lastung“: Mit steigenden Energie-
preisen, Heizkosten, Spritpreisen
und einer höheren Grundsteuer
müsse man sich irgendwann fra-
gen: „Was ist den Bürgern eigent-
lich noch zuzumuten?“

Igor Steinle

Das kommt auf
Verbraucher zu

WASSERVERSORGUNG DIE INFRASTRUKTUR IST MARODE

Ein Euro pro
Monat hört sich

moderat an – doch
die Klimakosten sind
deutlich höher.

POLITISCHES BUCH

Unabhängige Kontrollinstanz
Zum 70. Geburtstag des Bundesver-
fassungsgerichts hat mit Dieter
Grimm einer der besten Kenner des
höchsten deutschen Justizorgans sei-
ne reichhaltigen Erfahrungen als Pro-
fessor für Öffentliches Recht und
langjähriger Richter in Karlsruhe in ei-
nem Sammelband zusammengefasst,
der sich freilich nicht bloß mit Entste-
hung und Geschichte dieses Gerichts
befasst, sondern auch mit der aktuel-
len Diskussion um die Verfassungsge-
richte jenseits der bundesdeutschen
Grenzen. Das ist, wie nur ein Blick nach
Polen zeigt, ein äußerst drängendes
Problem, weil es an die Wurzeln der

freiheitlichen Demokratie wie der Eu-
ropäischen Union rührt. Grimm liefert
einen umfassenden Beitrag zur Würdi-
gung einer Institution, die bei Grün-
dung der Bundesrepublik im Jahr 1949
keineswegs zwingend war. Doch die
Mütter und Väter des Grundgesetzes
erwiesen sich auch hier als ebenso
weise wie weitsichtig, denn mit dem
Bundesverfassungsgericht schufen sie
nicht nur eine funktionsfähige und un-
abhängige Kontrollinstanz für die an-
deren demokratischen Organe, son-
dern auch ein weltweit beachtetes
und mehrfach kopiertes Modell. Zu-
gleich spart der Autor nicht mit kriti-

schen Betrachtungen zum Verhältnis
von Politik und Verfassungsgerichts-
barkeit, zu manchen Debatten über
umstrittene Urteile aus Karlsruhe,
auch zur Gewichtsverlagerung von na-
tionaler Rechtsprechung auf die euro-
päische Ebene, die alles andere als un-
problematisch ist. Gunther Hartwig

Dieter Grimm: Ver-
fassungsgerichtsbar-
keit. Suhrkamp Verlag.
408 Seiten. 24 Euro.

Nordkorea
USAbleiben zum
Dialog bereit
Pjöngjang. Trotz der zunehmen-
den Bedrohung durch Nordkore-
as Raketen- undWaffenprogram-
me sind die USA laut Verteidi-
gungsminister Lloyd Austin wei-
ter zumDialog mit der Regierung
in Pjöngjang bereit. Er warf Nord-
korea vor, durch die Weiterent-
wicklung seinerWaffenprogram-
me die Sicherheit in der Region
immer mehr zu destabilisieren.
Nordkorea ist wegen seines
Atomwaffenprogramms harten
internationalen Sanktionen un-
terworfen. dpa

Syrien
Plädoyers im
Folter-Prozess
Koblenz. Im Strafprozess um
Staatsfolter in Syrien haben vor
dem Oberlandesgericht Koblenz
die Plädoyers begonnen. Der Ver-
treter der Bundesanwaltschaft
sagte, das Weltrechtsprinzip im
Völkerstrafrecht erlaubt es, auch
hierzulande Kriegsverbrechen in
anderen Staaten zu verfolgen. Der
Angeklagte Anwar R. soll 2011
und 2012 in einem Gehimdienst-
gefängnis in Damaskus als Ver-
nehmungschef für die Folter von
mindestens 4000 Menschen ver-
antwortlich gewesen sein. dpa

Unternehmen
fordern Hilfe

von der Politik.

SauberesWasser
ist keine Selbstver-
ständlichkeit. Foto:
Tobias Hase/dpa
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